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7. Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungs angebots.
 [XVI. GPStLT RV EZ 820/1 AB EZ 820/2]

8. Gesetz vom 22. November 2011, mit dem das Landes-Verfassungsgesetz 2010, die Geschäftsordnung des Landtages 
 Steiermark 2005, das Steiermärkische Volksrechtegesetz, das Statut der Landeshauptstadt Graz 1967 und das Steier-
märkische Kontrollinitiativegesetz geändert werden.

 [XVI. GPStLT IA EZ 792/1 AB EZ 792/4]

7.

Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungs-
angebots

Der Landtag Steiermark hat nachstehende Vereinbarung genehmigt:

Der Bund – vertreten durch den Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend – und die Länder 
 Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Wien, jeweils 
vertreten durch den Landeshauptmann bzw. die Landeshauptfrau – im Folgenden Vertragspartner genannt –, sind 
übereingekommen, gemäß Artikel 15a des Bundes-Verfassungsgesetzes nachstehende Vereinbarung zu schließen:

Artikel 1

Zielsetzungen

(1) Entsprechend dem Barcelona-Ziel der Europäischen Union sollen im Interesse der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf dem regionalen Bedarf entsprechend für 33 % der Unter-Drei-Jährigen Kinderbetreuungs-
plätze zur Verfügung stehen.

(2) Die gegenständliche Vereinbarung ist durch das gemeinsame Bestreben des Bundes und der Länder 
getragen, die Betreuungsquote der Unter-Drei-Jährigen zu erhöhen, wobei die mit einer Vollbeschäftigung der 
Eltern zu vereinbarende Kinderbetreuung besonders zu berücksichtigen ist.

(3) Für Drei- bis Sechs-Jährige sollen zur Beseitigung regionaler Defizite Anreize für die qualifizierte Ganz-
tagesbetreuung, die mit einer Vollbeschäftigung der Eltern vereinbar ist, geschaffen werden.

Artikel 2

Ausbau des Kinderbetreuungsangebots

Die Vertragspartner kommen überein, im jeweiligen Zuständigkeitsbereich die geeigneten Maßnahmen zu 
treffen, um das Barcelona-Ziel der Europäischen Union für die Kinderbetreuung anzustreben, wobei ganztägige 
und mit der Vollbeschäftigung der Eltern zu vereinbarende, flexible Kinderbetreuung besonders gefördert wird. Als 
Schwerpunkt gilt der Ausbau des Kinderbetreuungsangebotes für die Unter-Drei-Jährigen, wobei die Betreuung 
durch die Tagesmütter und -väter im Sinne des Art. 3 Z. 2 in besonderem Maße unterstützt werden soll.
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Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Vereinbarung bedeuten die Begriffe:

1. Institutionelle Kinderbetreuungseinrichtungen:

 Öffentliche und private Kindergärten und Kinderkrippen sowie altersgemischte Gruppen, wobei private solche 
sind, die nicht im privaten Haushalt die Kinder betreuen, die unter denselben Aufnahme- und Ausschließungs-
bedingungen wie die öffentlichen allgemein zugänglich und nicht auf Gewinn gerichtet sind, sowie Betriebs-
kindergärten und Betriebskinderkrippen.

2. Tagesmütter und -väter:

 Tagesmütter und -väter sind Personen mit einer facheinschlägigen Ausbildung und einer behördlichen Bewilli-
gung im Sinne des jeweiligen Jugendwohlfahrtgesetzes oder des jeweiligen Kinder- bzw. Tagesbetreuungs-
gesetzes, die regelmäßig für einen Teil des Tages die entgeltliche Betreuung von Kindern übernehmen.

3. Halbtägige Kinderbetreuung:

 Eine Kinderbetreuung

a) durch qualifiziertes Personal,

b) mindestens 30 Wochen im Kindergartenjahr 2010/2011,

 mindestens 37 Wochen im Kindergartenjahr 2011/2012,

 mindestens 44 Wochen im Kindergartenjahr 2012/2013,

 mindestens 47 Wochen im Kindergartenjahr 2013/2014,

c) mindestens 20 Stunden wöchentlich,

d) werktags von Montag bis Freitag und

e) durchschnittlich vier Stunden täglich.

4. Ganztägige Kinderbetreuung:

 Eine Kinderbetreuung

a) durch qualifiziertes Personal,

b) mindestens 30 Wochen im Kindergartenjahr 2010/2011,

 mindestens 37 Wochen im Kindergartenjahr 2011/2012,

 mindestens 44 Wochen im Kindergartenjahr 2012/2013,

 mindestens 47 Wochen im Kindergartenjahr 2013/2014,

c) mindestens 30 Stunden wöchentlich,

d) werktags von Montag bis Freitag,

e) durchschnittlich sechs Stunden täglich und

f) mit Angebot von Mittagessen.

5. Mit einer Vollbeschäftigung der Eltern zu vereinbarende Kinderbetreuung (VIF-Kriterien):

 Eine Kinderbetreuung

a) durch qualifiziertes Personal,

b) mindestens 47 Wochen im Kindergartenjahr,

c) mindestens 45 Stunden wöchentlich,

d) werktags von Montag bis Freitag,

e) an vier Tagen wöchentlich mindestens 9½ Stunden und

f) mit Angebot von Mittagessen.

6. Kindergartenjahr:

 Den Zeitraum zwischen 1. September und 31. August des Folgejahres.

Artikel 4

Finanzierung des Ausbaus des Kinderbetreuungsangebots

(1) Der Bund wird zur teilweisen Abdeckung des Mehraufwandes der Länder und Gemeinden im Zusammen-
hang mit den Maßnahmen gemäß Art. 5 im Jahr 2011 einen Zweckzuschuss von 10 Millionen Euro, sowie in den 
Jahren 2012, 2013 und 2014 jährlich einen Zweckzuschuss im Sinne der §§ 12 und 13 F-VG 1948 in der Höhe von 
15 Millionen Euro zur Verfügung stellen. Dieser Betrag wird wie folgt auf die Länder aufgeteilt:
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Burgenland:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2,882 %

Kärnten:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6,065 %

Niederösterreich:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  18,184 %

Oberösterreich:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  17,451 %

Salzburg:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6,445 %

Steiermark:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13,210 %

Tirol:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8,651 %

Vorarlberg:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4,967 %

Wien:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  22,145 %

(2) Das jeweilige Land stellt für die Maßnahmen gemäß Art. 5 zu gleichen Teilen Finanzmittel wie der Bund 
zur Verfügung. Finanzmittel der Gemeinden, die zusätzlich für diese Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden, 
sind bei der Kofinanzierung des jeweiligen Landes einzurechnen. Bei den Zweckzuschüssen gemäß Art. 5 Abs. 4 
und 5 ist keine Kofinanzierung erforderlich, sofern das Land die Ausbaumaßnahmen gemäß Art. 5 Abs. 1, 2 und 3 
mit einem entsprechenden Mehrbetrag kofinanziert.

(3) Tritt die Vereinbarung für ein Land oder mehrere Länder in einem Kalenderjahr nicht in Kraft, so erhöht 
sich für die übrigen Länder ihr Anteil am Zweckzuschuss des Bundes unter Neuberechnung des Verteilungs-
schlüssels im Sinne Abs. 1 entsprechend.

Artikel 5

Widmung des Bundeszuschusses

(1) Der Zweckzuschuss des Bundes gemäß Art. 4 wird für die Schaffung von zusätzlichen Kinderbetreuungs-
plätzen in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen für Unter-Drei-Jährige in folgender Höhe gewährt:

1. 1.500 Euro jährlich für jedes zusätzlich in Einrichtungen gemäß Art. 3 Z. 3 betreute Kind;

2. 2.500 Euro jährlich für jedes zusätzlich in Einrichtungen gemäß Art. 3 Z. 4 betreute Kind;

3. 4.000 Euro jährlich für jedes zusätzlich in Einrichtungen gemäß Art. 3 Z. 5 betreute Kind.

(2) Das jeweilige Land kann für Drei- bis Sechsjährige bis zu maximal 25 %, für die Unter-Drei-Jährigen 
jedoch bis zu 100 % des Zweckzuschusses des Bundes gemäß Art. 4 für die Schaffung von zusätzlichen Kinder-
betreuungsplätzen in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen verwenden. Hinsichtlich der Höhe des 
Zuschusses gilt Abs. 1 für jedes zusätzlich betreute Kind dieser Altersgruppe.

(3) Das jeweilige Land kann im Jahr 2011 20 % des Zweckzuschusses des Bundes, im Jahr 2012 20 % des 
Zweckzuschusses des Bundes, im Jahr 2013 10 % des Zweckzuschusses des Bundes und im Jahr 2014 5 % des 
Zweckzuschusses des Bundes zur Abdeckung der Kosten für erweiterte Öffnungszeiten im folgenden Ausmaß 
verwenden:

1. mindestens 47 Wochen im Kindergartenjahr und mindestens 4 Wochen mehr als im Vergleich zum jeweils 
vorangegangenen Kindergartenjahr und

2. mindestens 30 Stunden wöchentlich und mindestens 5 Stunden wöchentlich mehr als im Vergleich zum jeweils 
vorangegangenen Kindergartenjahr. 

(4) Das jeweilige Land kann den Zweckzuschuss des Bundes gemäß Art. 4 für Investitionen zur Neuschaffung 
von Betreuungsangeboten bei Tagesmüttern und -vätern im jeweiligen Zuschussjahr verwenden. In diesem Fall 
beträgt der Zuschuss 750 Euro für jede/jeden zusätzliche/n Tagesmutter bzw. Tagesvater.

(5) Das jeweilige Land kann den Zweckzuschuss des Bundes gemäß Art. 4 für die Ausbildung von Tages-
müttern und -vätern im jeweiligen Zuschussjahr verwenden. Der Zuschuss für Ausbildungslehrgänge für Tages-
mütter und -väter beträgt:

1. 750 Euro pro Person und Lehrgang,

2. 1.000 Euro pro Person und Lehrgang, der vom Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend mit dem 
Gütesiegel „Ausbildungslehrgang für Tagesmütter und -väter“ ausgezeichnet wurde.

(6) Das jeweilige Land kann bis zu 50 % des Zweckzuschusses des Bundes gemäß Art. 4 für Zwecke im Sinne 
der Abs. 4 und 5 verwenden.
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Artikel 6

Abrechnung des Bundeszuschusses

(1) Die zusätzliche Betreuung von Unter-Drei-Jährigen und allenfalls Drei- bis Sechsjährigen sowie die er -
weiterten Öffnungszeiten gemäß Art. 5 werden anhand der jährlichen Kindertagesheimstatistik der Bundesanstalt 
Statistik Österreich festgestellt, wobei die Differenz zum Ergebnis der jeweils vorangegangenen Kindertages-
heimstatistik die Basis für die Berechnung der Höhe des Anspruches auf Zweckzuschuss des Bundes bildet. Erst-
mals werden die Ergebnisse der Kindertagesheimstatistik 2010/2011 (Stichtag: 15. Oktober 2010) mit 2011/2012 
(Stichtag: 15. Oktober 2011) verglichen. Im Falle der Verwendung des Zuschusses gemäß Art. 5 Abs. 3 hat das 
betreffende Land zusätzliche Nachweise für die Kosten zur Erweiterung der Öffnungszeiten zu belegen.

(2) Im Falle der Verwendung des Zuschusses gemäß Art. 5 Abs. 4 und 5 hat das betreffende Land die 
 widmungsgemäße Verwendung dieses Teils des Zuschusses wie folgt zu belegen:

1. durch Nachweis der Zahl der zusätzlichen Bewilligungen von Tagesmüttern und -vätern im Kalenderjahr 
(erstmals im Kalenderjahr 2011) und

2. durch Nachweis der Zahl der abgeschlossenen Ausbildungen gemäß Art. 5 Abs. 5 Z. 1 und Z. 2 von Tages-
müttern und -vätern im Kalenderjahr (erstmals im Kalenderjahr 2011).

(3) Das Land hat dem Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend sowie dem Bundeskanzleramt 
bis 30. Juni eines Kalenderjahres, erstmals zum 30. Juni 2012, letztmalig zum 30. Juni 2015, eine Aufstellung über 
die Verwendung der vom Bund gewährten Zuschüsse zu übermitteln. Aus der Aufstellung müssen die betref-
fenden Kinderbetreuungsangebote sowie die ihnen jeweils gewährten Zuschüsse und deren Zweck ersichtlich 
sein. Das Land hat weiters die jeweils im vorangegangenen Kalenderjahr für Zwecke gemäß Art. 5 aufgewende-
ten Landesmittel darzustellen.

(4) Zweckzuschussmittel, die in einem Kalenderjahr nicht abgerechnet werden können, können im darauf-
folgenden Kalenderjahr verwendet werden und sind gemeinsam mit den Mitteln dieses Jahres abzurechnen.

(5) Das Land hat den für das jeweilige Kalenderjahr gewährten Zuschuss des Bundes so weit rückzu erstatten, 
als im betreffenden Kalenderjahr

1. die widmungsgemäße Verwendung der Zuschüsse unter Zugrundelegung der Beträge gemäß Art. 5 nicht 
nachgewiesen werden konnte oder

2. das Land nicht zu gleichen Teilen wie der Bund aus zusätzlichen Mitteln Zuschüsse für Zwecke gemäß Art. 5 
gewährt hat.

(6) Abs. 5 gilt auch für Zweckzuschüsse der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über den Ausbau des 
 institutionellen Kinderbetreuungsangebots, BGBl. II Nr. 478/2008, für die die widmungsgemäße Verwendung 
nicht nachgewiesen werden konnte.

(7) Die Abrechnung hat das Land für jedes Kalenderjahr gesondert dem Bundesministerium für Wirtschaft, 
Familie und Jugend sowie dem Bundeskanzleramt bis 30. Juni eines Kalenderjahres, erstmals bis 30. Juni 2012, 
letztmalig zum 30. Juni 2015, vorzulegen. Auf Seiten des Bundes sind zur Entscheidung über die Abrechnung das 
Bundesministerium für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und 
Jugend und dem Bundeskanzleramt berufen.

Artikel 7

Anpassung von Gesetzen

Die zur Durchführung dieser Vereinbarung allenfalls notwendigen bundes- und landesgesetzlichen 
 Regelungen sind rückwirkend mit 1. Jänner 2011 in Kraft zu setzen. Die Länder werden im Hinblick auf Maß-
nahmen des Ausbaus des institutionellen Kinderbetreuungsangebots die in den landesgesetzlichen Regelungen 
vorgesehene Maximalanzahl an Kindern in Kindergruppen (Kinderkrippen) nicht erhöhen und die Mindest-
anzahl an Betreuungspersonen für Kindergruppen (Kinderkrippen) nicht reduzieren.

Artikel 8

Zahlungen des Bundes

(1) Die Auszahlung des Bundeszuschusses gemäß Art. 4 Abs. 1 erfolgt für 2011 im Dezember 2011. In den 
Folgejahren 2012 bis 2014 erfolgt die Auszahlung in zwei gleich großen Raten, jeweils im Juni und im Dezember 
des jeweiligen Kalenderjahres auf das vom Land bekannt gegebene Konto.

(2) Die Auszahlung erfolgt durch das Bundesministerium für Finanzen. Bei der Auszahlung können allfällige 
Rückzahlungsverpflichtungen (Art. 6 Abs. 5 und 6) aufgerechnet werden.
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Artikel 9

Evaluierung und Controlling

Der Einsatz der Zweckzuschussmittel sowie die Auswirkung der Förderung werden im Einvernehmen 
 zwischen den Vertragspartnern einer Evaluierung unterzogen. Der Bund hat das Recht, die widmungsgemäße 
Verwendung der Zweckzuschussmittel sowie die Aufbringung zusätzlicher Mittel durch die Länder jederzeit zu 
überprüfen.

Artikel 10

Qualitätssicherung

Die Vertragspartner kommen überein, zur Sicherung der Betreuungsqualität in Kinderbetreuungsangeboten 
bundesweite Empfehlungen über Mindeststandards in der Kinderbetreuung zu erarbeiten.

Artikel 11

In-Kraft-Treten

(1) Sind die nach der Bundesverfassung erforderlichen Voraussetzungen für das In-Kraft-Treten bis zum 
Ablauf des 30. November 2011 erfüllt, tritt diese Vereinbarung rückwirkend mit 1. Jänner 2011 zwischen dem 
Bund und jenem Land bzw. jenen Ländern in Kraft, die bis Ablauf des 30. November 2011 die nach der Landes-
verfassung erforderlichen Voraussetzungen für das In-Kraft-Treten erfüllen und dies dem Bundeskanzleramt 
 mitteilen.

(2) Liegen bis zum Ablauf des 30. November 2011 die Voraussetzungen für das In-Kraft-Treten nach der 
Bundesverfassung nicht vor oder erfüllt kein Land die Voraussetzungen gemäß Abs. 1, tritt diese Vereinbarung 
mit nächstfolgendem 1. Jänner jenes Jahres in Kraft, in dem die Voraussetzungen erfüllt sind.

(3) Nach dem In-Kraft-Treten der Vereinbarung zwischen dem Bund und zumindest einem Land gemäß  
Abs. 1 oder 2 wird diese gegenüber den anderen Ländern jeweils mit 1. Jänner jenes Jahres wirksam, in dem bis 
Ablauf des 31. März die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 erfüllt sind.

(4) In den Fällen gemäß Abs. 2 und 3 gelten abweichend

a) von Art. 6 Abs. 1 die entsprechenden Kindertagesheimstatistiken für den erstmaligen Vergleich;

b) von Art. 6 Abs. 7 der entsprechende Termin für die erstmalige Übermittlung der Abrechnung;

c) von Art. 7 der 1. Jänner des Jahres des jeweiligen In-Kraft-Tretens;

d) von Art. 8 Abs. 1 der entsprechende Termin für die erstmalige Auszahlung.

(5) Das Bundeskanzleramt wird den Ländern die Erfüllung der Voraussetzungen nach Abs. 1, 2 oder 3 mit-
teilen.

(6) Nach dem 31. Dezember 2012 können die Voraussetzungen für die Vereinbarung nicht mehr erstmalig 
erfüllt werden.

Artikel 12

Geltungsdauer

Diese Vereinbarung tritt gegenüber dem jeweiligen Land mit der gemäß Art. 6 erfolgten Abrechnung des 
ihm insgesamt gewährten Bundeszuschusses außer Kraft.

Artikel 13

Urschrift

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefertigt. Die Urschrift wird beim Bundeskanzleramt hinter-
legt. Dieses hat allen Vertragspartnern beglaubigte Abschriften der Vereinbarung zu übermitteln.

Die Vereinbarung ist gemäß ihrem Art. 11 Abs. 1 mit 1. Jänner 2011 zwischen dem Bund und den Ländern 
Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Wien in Kraft getreten.

Landeshauptmann Vo v e s
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8.

Gesetz vom 22. November 2011, mit dem das Landes-Verfassungsgesetz 2010, die Geschäftsordnung 
des Landtages Steiermark 2005, das Steiermärkische Volksrechtegesetz, das Statut der Landes-

hauptstadt Graz 1967 und das Steiermärkische Kontrollinitiativegesetz geändert werden

Der Landtag Steiermark hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
Artikel 1 Änderung des Landes-Verfassungsgesetzes 2010
Artikel 2 Änderung der Geschäftsordnung des Landtages Steiermark 2005
Artikel 3 Änderung des Steiermärkischen Volksrechtegesetzes
Artikel 4 Änderung des Statuts der Landeshauptstadt Graz 1967
Artikel 5 Änderung des Steiermärkischen Kontrollinitiativegesetzes

Artikel 1

(Verfassungsbestimmung) 
Änderung des Landes-Verfassungsgesetzes 2010

Das Landes-Verfassungsgesetz 2010, LGBl. Nr. 77/2010, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 3/2011, wird wie 
folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Der Eintrag zu Art. 33 lautet „(entfällt)“.

b) Der Eintrag zu Art. 37 lautet „Zusammensetzung, Wahl, Angelobung, Unvereinbarkeit“.

c) Der Eintrag zu Art. 38 lautet „Funktionsperiode, Nachwahlen“.

d) Der Eintrag zu Art. 40 lautet „Landeshauptfrau/Landeshauptmann, Stellvertretung“.

e) Der Eintrag zum 4. Abschnitt lautet „Kontrolle durch Volksanwaltschaft, Rechnungshof und Landesrech-
nungshof“.

f) Nach dem Eintrag „Art. 45 Volksanwaltschaft“ wird die Zeile „Art. 45a Rechnungshof“ eingefügt.

g) Der Eintrag zu Art. 46 lautet: „Landesrechnungshof“.

2. Art. 2 Abs. 2 lautet:

„(2) Grenzänderungen und Grenzbereinigungen innerhalb des Bundesgebietes, die auch die steier -
märkische Landesgrenze betreffen, bedürfen neben den sonstigen bundesverfassungsgesetzlich festgelegten 
Erfordernissen eines Landesgesetzes. Derartige Landesgesetze können nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen gefasst werden.“

3. In Art. 10 Abs. 1 wird die Zahl „56“ durch die Zahl „48“ ersetzt.

4. Art. 10 Abs. 5 lautet:

„(5) Die Ausschließung vom Wahlrecht und von der Wählbarkeit kann in der Landtagswahlordnung, auch in 
jeweils unterschiedlichem Umfang, nur als Folge rechtskräftiger gerichtlicher Verurteilung vorgesehen werden.“

5. Art. 13 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

„Diese Präsidentin/Dieser Präsident nimmt in der ersten Sitzung des neu gewählten Landtages die An -
gelobung der Abgeordneten entgegen und leitet nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung des Landtages 
die Wahl der ersten Präsidentin/des ersten Präsidenten des neuen Landtages.“
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6. Art. 16 Abs. 1 und 2 lauten:

„(1) Abgeordnete derselben wahlwerbenden Partei (Landtagspartei) haben das Recht, sich zu einem Land-
tagsklub zusammenzuschließen. Für dessen Konstituierung und Bestand sind mindestens zwei Abgeordnete 
erforderlich. Die Konstituierung eines Landtagsklubs ist unter Angabe seines Namens, seiner Mitglieder und 
seiner Funktionärinnen/Funktionäre der Präsidentin/dem Präsidenten mitzuteilen. Das Nähere regelt die 
Geschäftsordnung des Landtages.

(2) Die Mitglieder der Landesregierung haben das Recht, dem Landtagsklub ihrer wahlwerbenden Partei 
anzugehören, jedoch nicht als Funktionärinnen/Funktionäre. Die Mitglieder des Bundesrates haben das Recht, 
dem Landtagsklub jener Landtagspartei anzugehören, auf deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden.“

7. Art. 18 Abs. 2 Z. 1 lautet:

„1. Zur Aufnahme von Anleihen des Landes, der Gemeindeverbände und der Gemeinden,“

8. Art. 19 Abs. 8 lautet:

„(8) Der Landtag beschließt über die ihm von der Landesregierung vorzulegenden Landesrechnungs-
abschlüsse.“

9. Nach Art. 22 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt:

„(4a) Soweit Gesetzesvorschläge den Wirkungsbereich der Gemeinde berühren, hat der Ausschuss eine 
Anhörung der Gemeinden vorzunehmen. Dieses Anhörungsrecht kommt dem Steiermärkischen Gemeindebund 
und dem Österreichischen Städtebund, Landesgruppe Steiermark, zu. Diese sind einzuladen, je eine vertretungs-
befugte Person zu entsenden, die das Recht hat, in der Sitzung das Wort zu ergreifen, und die von den Mit-
gliedern des Ausschusses befragt werden kann.“

10. Art. 25 zweiter Satz lautet:

„Dieses Gesetz kann vom Landtag nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
beschlossen oder geändert werden.“

11. Art. 27 lautet:

„Artikel 27

Beschlusserfordernisse

(1) Zu einem Beschluss des Landtages ist, soweit in diesem Gesetz, im Bundes-Verfassungsgesetz oder der 
Geschäftsordnung des Landtages nicht anderes bestimmt ist, die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder und die unbedingte Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich.

(2) Ein Landesverfassungsgesetz kann nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
beschlossen werden. Verfassungsgesetze oder in einfachen Gesetzen enthaltene Verfassungsbestimmungen sind 
als solche (,Landesverfassungsgesetz‘, ,Verfassungsbestimmung‘) ausdrücklich zu bezeichnen.“

12. Art. 28 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

„In diesem Fall darf der Gesetzesbeschluss nur kundgemacht werden, wenn ihn der Landtag wiederholt.“

13. Art. 33 entfällt.

14. Art. 36 Abs. 3 und 4 lauten:

„(3) Versagt der Landtag der Landesregierung oder einzelnen ihrer Mitglieder das Vertrauen, so ist die 
 Landesregierung oder das betreffende Mitglied des Amtes enthoben. Die Abstimmung über einen Misstrauens-
antrag ist auf den zweitnächsten Werktag zu vertagen, wenn es ein Fünftel der anwesenden Mitglieder des Land-
tages verlangt. Eine neuerliche Vertagung der Abstimmung kann nur durch Beschluss des Landtages er folgen.

(4) Die Mitglieder der Landesregierung sind dem Landtag gemäß Art. 142 B-VG verantwortlich.“
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15. Dem Art. 36 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Die Tagesordnung und das Beschlussprotokoll der Sitzungen der Landesregierung sind jedem Land-
tagsklub spätestens nach Ablauf eines Werktages nach der Sitzung zur Verfügung zu stellen. Ausgenommen sind 
Tagesordnungspunkte, die der Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf 
den Datenschutz und auf Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, unterliegen.“

16. Art. 37 lautet:

„Artikel 37

Zusammensetzung, Wahl, Angelobung, Unvereinbarkeit

(1) Die Landesregierung besteht aus der Landeshauptfrau/dem Landeshauptmann, einer/einem oder zwei 
Landeshauptfrau-Stellvertreterinnen/Landeshauptfrau-Stellvertretern/Landeshauptmann-Stellvertreterinnen/
Landeshauptmann-Stellvertretern sowie weiteren Mitgliedern (Landesrätinnen/Landesräten). Wenn zwei  Stell- 
vertreterinnen/Stellvertreter gewählt werden, tragen sie die Bezeichnung ,erste/r‘ bzw. ,zweite/r‘ Stellver -
treterin/Stellvertreter. Die Gesamtanzahl der Mitglieder der Landesregierung muss mindestens sechs und darf 
höchstens acht betragen.

(2) Die wahlwerbende Partei, die bei der Landtagswahl die meisten Stimmen erlangt hat, hat die anderen im 
Landtag vertretenen wahlwerbenden Parteien zu Verhandlungen über die Bildung der Landesregierung ein-
zuladen.

(3) Die gesamte Landesregierung wird vom Landtag in einem Wahlgang gewählt. Ein Wahlvorschlag kann 
von zwei Abgeordneten eingebracht werden. In die Landesregierung kann nur gewählt werden, wer zum Land-
tag wählbar ist.

(4) Für die Wahl der Mitglieder der Landesregierung ist die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder des 
Landtages und die unbedingte Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Das Nähere regelt die 
Geschäftsordnung des Landtages.

(5) Die Mitglieder der Landesregierung haben nach ihrer Wahl zu erklären, ob sie die Wahl annehmen.

(6) Die Landeshauptfrau/Der Landeshauptmann wird von der Bundespräsidentin/vom Bundespräsidenten, 
die anderen Mitglieder der Landesregierung werden von der Landeshauptfrau/vom Landeshauptmann vor 
Antritt des Amtes auf die Bundesverfassung angelobt.

(7) Die Mitglieder der Landesregierung unterliegen den Bestimmungen des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983.“

17. Art. 38 lautet:

„Artikel 38

Funktionsperiode, Nachwahlen

(1) Die Mitglieder der Landesregierung bleiben bis zur Angelobung der neu gewählten Regierung im Amt.

(2) Scheiden alle Mitglieder der Landesregierung aus oder wurde der gesamten Regierung das Misstrauen 
ausgesprochen, so hat die Neuwahl der Landesregierung nach den näheren Bestimmungen der Geschäfts-
ordnung des Landtages über die Wahl der Landesregierung zu erfolgen. Die zurückgetretenen Mitglieder der 
Landesregierung haben ihre Geschäfte bis zur Angelobung der neuen Regierung fortzuführen.

(3) Haben einzelne Mitglieder der Landesregierung ihre Funktion zurückgelegt oder sind durch Tod ausge-
schieden oder wurde einzelnen Mitgliedern das Misstrauen ausgesprochen, haben zwei Abgeordnete jener 
Landtagspartei/Landtagsparteien, auf deren Vorschlag die Landesregierung gewählt wurde, einen Wahlvor-
schlag für die Nachbesetzung der frei gewordenen Funktionen einzubringen. Die zurückgetretenen Mitglieder 
der Landesregierung haben ihre Geschäfte bis zur Angelobung des an ihre Stelle tretenden Regierungsmitglieds 
fortzuführen, sofern die Geschäftsordnung der Landesregierung keine Vertretungsregelung vorsieht.

(4) Eine Veränderung der Zahl der Mitglieder der Landesregierung während der Gesetzgebungsperiode 
kann nur auf Grund eines Gesamtwahlvorschlags von zwei Abgeordneten jener Landtagspartei/Landtags-
parteien, auf Grund deren Wahlvorschlag die Landesregierung gewählt wurde, erfolgen.

(5) Wenn ein Mitglied der Landesregierung wegen Krankheit oder wegen eines sonstigen unabwendbaren 
Ereignisses verhindert ist, seine Funktion auszuüben, sind zwei Abgeordnete jener Landtagspartei/Landtags-
parteien, auf deren Vorschlag die Landesregierung gewählt wurde, berechtigt, dem Landtag für die Dauer der 
Verhinderung ein Ersatzmitglied zur Wahl vorzuschlagen.“
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18. Der bisherige Art. 39 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. Dem Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Landesregierung ist beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte ihrer Mitglieder, darunter die 
 Landeshauptfrau/der Landeshauptmann oder eine/einer ihrer/seiner Stellvertreterinnen/Stellvertreter, an -
wesend ist. Sie fasst ihre Beschlüsse einstimmig.“

19. Die Überschrift des Art. 40 lautet:

„Artikel 40

Landeshauptfrau/Landeshauptmann, Stellvertretung“

20. Art. 40 Abs. 2 lautet:

„(2) Ist die Landeshauptfrau/der Landeshauptmann an der Besorgung der von ihr/ihm in ihrer/seiner Funk-
tion als Landeshauptfrau/Landeshauptmann wahrzunehmenden Aufgaben der Landesverwaltung verhindert, 
wird sie/er von der/dem vom Landtag gewählten (ersten) Landeshauptfrau-/Landeshauptmann-Stellvertreterin/
Stellvertreter, ist auch diese/dieser verhindert, gegebenenfalls von der/dem vom Landtag gewählten zweiten 
Landeshauptfrau-/Landeshauptmann-Stellvertreterin/Stellvertreter vertreten. Ist die/der bzw. sind die Landes-
hauptfrau-/Landeshauptmann-Stellvertreterinnen/Stellvertreter verhindert, wird die Landeshauptfrau/der 
 Landeshauptmann durch das an Jahren älteste Mitglied der Landesregierung vertreten.“

21. Nach Art. 40 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:

„(2a) In den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung (Art. 102 B-VG) und als Vorstand des 
Amtes der Landesregierung (§ 1 Abs. 1 Bundesverfassungsgesetz betreffend die Grundsätze für die Einrichtung 
und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer Wien) wird die Landeshauptfrau/der Landes-
hauptmann durch das von der Landesregierung gemäß Art. 105 B-VG bestimmte Mitglied der Landesregierung 
vertreten. Diese Bestellung ist der Bundeskanzlerin/dem Bundeskanzler zur Kenntnis zu bringen.“

22. Art. 41 Abs. 2 letzter Satz entfällt. 

23. Art. 41 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Landesregierung hat alljährlich den Rechnungsabschluss für das abgelaufene Finanzjahr an den 
Rechnungshof (Art. 127 Abs. 2 B-VG) und den Landtag zu übermitteln.“

24. Die Überschrift des 4. Abschnittes lautet:

„Kontrolle durch Volksanwaltschaft, Rechnungshof und Landesrechnungshof“

25. Nach Art. 45 wird folgender Art. 45a eingefügt:

„Artikel 45a

Rechnungshof

Der Rechnungshof hat auf Beschluss des Landtages oder auf Verlangen eines Drittels der Mitglieder des 
Landtages in seinen Wirkungsbereich fallende besondere Akte der Gebarungsprüfung durchzuführen. Solange 
der Rechnungshof auf Grund eines solchen Antrages dem Landtag noch keinen Bericht erstattet hat, darf ein 
weiterer Antrag nicht gestellt werden. Desgleichen hat der Rechnungshof auf begründetes Ersuchen der Landes-
regierung solche Akte durchzuführen und das Ergebnis der ersuchenden Stelle mitzuteilen (Art. 127 Abs. 7 
B-VG).“

26. Die Überschrift des Art. 46 lautet:

„Artikel 46

Landesrechnungshof“
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27. Art. 51 Abs. 3 dritter Satz lautet:

„Ein solches Gesetz kann vom Landtag nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
beschlossen werden.“

28. Art. 52 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Landesrechnungshof hat nach Abschluss einer Gebarungskontrolle den Bericht jenen Regierungs-
mitgliedern, deren Zuständigkeitsbereich durch den Bericht sachlich berührt ist, zur Stellungnahme binnen sechs 
Wochen zu übermitteln. Gleichzeitig ist der Bericht den Mitgliedern des Kontrollausschusses des Landtages zur 
Kenntnis zu bringen.“ 

29. Art. 62 letzter Satz entfällt.

30. Art. 67 Abs. 3 lautet:

„(3) Zu einem Beschluss gemäß Abs. 2 ist eine Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen 
gültigen Stimmen erforderlich.“

31. Art. 80 lautet:

„Artikel 80 

Übergangsbestimmungen

Rechtsgeschäfte, deren Beurkundung nicht den Bestimmungen des § 34 des Landes-Verfassungsgesetzes 
1960 in der bis zum 30. Juni 1999 geltenden Fassung entspricht, können nicht deshalb angefochten werden, weil 
diese Formvorschriften verletzt worden sind.“

32. Der bisherige Art. 81a erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. Dem Abs. 1 werden folgende Abs. 2 bis 4 
angefügt:

„(2) Die Änderung des Art. 10 Abs. 5, Art. 18 Abs. 2 Z. 1, des Art. 19 Abs. 8, des Art. 41 Abs. 4 und des  
Art. 80 sowie die Einfügung des Art. 22 Abs. 4a und der Entfall des Art. 62 letzter Satz durch die Novelle LGBl. 
Nr. 8/2012 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der 9. Februar 2012, in Kraft.

(3) Die Änderung des Art. 10 Abs. 1 durch die Novelle LGBl. Nr. 8/2012 tritt mit dem der Kundmachung 
 folgenden Tag, das ist der 9. Februar 2012, in Kraft und ist erstmals bei der dem Inkrafttreten folgenden Wahl des 
Landtages anzuwenden. Bis zur Konstituierung dieses neu gewählten Landtages besteht der Landtag weiterhin 
aus 56 Mitgliedern.

(4) Die Änderung des Inhaltsverzeichnisses, des Art. 2 Abs. 2, des Art. 13 Abs. 2 zweiter Satz, des Art. 16  
Abs. 1 und 2, des Art. 25 zweiter Satz, der Art. 27 und 28 Abs. 2 zweiter Satz, des Art. 36 Abs. 3 und 4, der  
Art. 37, 38 und 39, der Überschrift des Art. 40, des Art. 40 Abs. 2, der Überschrift des 4. Abschnittes, der Über-
schrift des Art. 46, des Art. 51 Abs. 3 dritter Satz, des Art. 52 Abs. 1 und des Art. 67 Abs. 3 sowie die Einfügung 
des Art. 36 Abs. 5, des Art. 40 Abs. 2a und des Art. 45a und der Entfall der Art. 33 und 41 Abs. 2 letzter Satz durch 
die Novelle LGBl. Nr. 8/2012 treten mit Beginn der der Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Gesetzgebungs-
periode in Kraft. Dieser Zeitpunkt ist von der Präsidentin/vom Präsidenten des Landtages in der Grazer Zeitung 
und im Internet kundzumachen.“

Artikel 2

Änderung der Geschäftsordnung des Landtages Steiermark 2005

Die Geschäftsordnung des Landtages Steiermark 2005, LGBl. Nr. 82/2005, zuletzt in der Fassung LGBl.  
Nr. 77/2010, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Der Eintrag zu § 41 lautet „(entfällt)“.
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b) Der Eintrag zu § 44 lautet „Aufrufung der Tagesordnungspunkte, Wechselrede“. 

c) Der Eintrag zu § 56 lautet „Wortmeldungen“.

d) Nach dem Eintrag „§ 58 Mitwirkung an der unionsrechtlichen Finanzkontrolle“ wird die Zeile „§ 58a Be-
harrungsbeschluss“ eingefügt.

e) Nach dem Eintrag „§ 61 Angelobung“ werden die Zeilen „§ 61a Wahl der Mitglieder des Bundesrates“ und 
„§ 61b Wahl der Landesregierung“ eingefügt.

f) Der Eintrag zu § 62 lautet „Gemeinsame Bestimmungen für Wahlen im Plenum“.

g) Der Eintrag zu § 63 lautet „(entfällt)“.

h) Der Eintrag zu § 69 lautet „Befragung der Mitglieder der Landesregierung“.

i) Der Eintrag zu § 70 lautet „(entfällt)“.

2. Dem § 1 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„Sind alle drei Präsidentinnen/Präsidenten verhindert, stehen diese Obliegenheiten und Rechte vorüber-
gehend dem an Jahren ältesten Mitglied des Landtages zu.“

3. § 8 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Abgeordneten sind verpflichtet, an den Sitzungen des Landtages und der Ausschüsse, denen sie als 
Mitglied angehören, teilzunehmen.“

4. § 10 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Konstituierung eines Landtagsklubs ist unter Angabe seines Namens, seiner Mitglieder und seiner 
Funktionärinnen/Funktionäre durch die vorgesehene Obfrau/den vorgesehenen Obmann des Landtagsklubs 
von mehr als der Hälfte der jeweils als Mitglieder vorgesehenen Abgeordneten unterfertigt bei der Präsidentin/
beim Präsidenten einzubringen. Treten Mitglieder aus dem Landtagsklub aus, sind sie verpflichtet, dies der 
 Präsidentin/dem Präsidenten unterfertigt bekannt zu geben. Die Konstituierung und jede Änderung werden mit 
der Einbringung wirksam. Die Präsidentin/Der Präsident hat die Konstituierung sowie jede Änderung eines 
Klubs zu veröffentlichen.“

5. § 11 lautet:

„§ 11

Klubsekretariate

(1) Die Landtagsklubs bedienen sich bei der Besorgung ihrer Geschäfte der Klubsekretariate. Jedem Land-
tagsklub steht zur Erfüllung seiner parlamentarischen Aufgaben die erforderliche Anzahl von Bediensteten zu. 
Die Anzahl der Bediensteten und die Wertigkeit der Stellen werden durch Punktewerte gemäß § 6 Abs. 1 Stmk. 
L-DBR i. d. F. LGBl. Nr. 55/2011, die Ansprüche auf Nebengebühren werden in Prozentsätzen eines Gehaltes der 
Gehaltsklasse ST 9, Gehaltsstufe 3 festgesetzt. Den Landtagsklubs steht das Recht auf folgende Personalaus-
stattung zu, dabei dürfen folgende Höchstgrenzen aber nicht überschritten werden:

1. In Landtagsklubsekretariaten von wahlwerbenden Parteien, die in der Landesregierung vertreten sind:

Mandate Punktewerte Nebengebühren %

über 24 3000 300

16 bis 24 3900 450

8 bis 15 3000 300

4 bis 7 2260 230

2 bis 3 1500 160

sowie
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2. in Landtagsklubsekretariaten von wahlwerbenden Parteien, die in der Landesregierung nicht vertreten sind:

Mandate Punktewert Nebengebühren %

2 bis 3 1850 190

4 bis 5 2960 300

6 bis 7 3310 350

8 bis 9 4400 450

10 bis 11 4750 500

12 bis 13 5100 540

14 bis 15 5450 560

16 bis 17 6700 680

18 bis 19 7050 750

20 bis 21 7400 800

ab 22 7750 850

(1a) Die Klubbediensteten werden nach Maßgabe des Stellenplanes von der Landesregierung auf Vorschlag 
des jeweiligen Landtagsklubs aufgenommen bzw. zur Verfügung gestellt. Das erforderliche Personal der Land-
tagsklubs ist in die alljährlichen Vorschläge für den Stellenplan gemäß § 3 Abs. 5 aufzunehmen.

(2) Bedienstete der Klubsekretariate sind jenen der Büros der Mitglieder der Landesregierung besoldungs-
mäßig gleichgestellt.

(3) Die erforderlichen Sachmittel und Räume für die Klubsekretariate werden unter Berücksichtigung der 
Klubstärke den Landtagsklubs über Anforderung von der Landesregierung zur Verfügung gestellt.“

6. § 12 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Diesbezügliche Beschlüsse sind auf Grund eines Antrags zur Geschäftsbehandlung zu fassen.“

7. § 12 Abs. 2 lautet:

„(2) Ein Drittel der Mitglieder des Landtages und ein Drittel der Mitglieder des Ausschusses kann die 
An wesenheit von ressortmäßig zuständigen Mitgliedern der Landesregierung verlangen. Die Abwesenheit eines 
Mitgliedes der Landesregierung von solchen Sitzungen kann nur durch triftige Gründe entschuldigt werden.“

8. § 12 Abs. 3 entfällt.

9. § 25 Abs. 3 lautet:

„(3) Jeder Ausschuss wählt eine Obfrau/einen Obmann und so viele Mitglieder für die Stellvertretung und 
die Schriftführung, wie für notwendig erachtet werden. Falls diese Wahl nicht durch Vereinbarung aller im 
 Ausschuss vertretenen Parteien vollzogen wird, hat die Präsidentin/der Präsident die Wahl unter Anwendung der 
für die Wahlen im Landtag geltenden Bestimmungen (§ 62) zu leiten.“

10. In § 32 Abs. 4 werden nach dem ersten Satz folgende Sätze eingefügt:

„Wird die Petition von mehr als 100 Personen eingebracht, ist die Erstunterzeichnerin/der Erstunterzeichner 
zur Anhörung einzuladen, sofern der Petitionsausschuss nicht einstimmig anderes beschließt. Solche Petitionen 
müssen den Vor- und Familien- oder Nachnamen und das Geburtsdatum der Petitionswerberinnen/Petitions-
werber sowie deren Adresse des Wohnsitzes in der Steiermark und deren eigenhändige Unterschrift enthalten.“
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11. § 32 Abs. 6 entfällt.

12. § 33 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Verlangen nach Z. 2 sind spätestens am zweiten Werktag vor der Ausschusssitzung schriftlich zu stellen.“

13. § 34 Abs. 5 lautet:

„(5) Der Ausschuss wählt am Beginn der Verhandlung jedes Gegenstandes eine Berichterstatterin/einen 
Berichterstatter samt Stellvertretung. Soweit der Ausschuss keine andere Vorgangsweise beschließt, erfolgt die 
Wahl der Berichterstatterin/des Berichterstatters nach folgenden Grundsätzen:

1. Beruht der Gegenstand der Verhandlung auf einem Antrag von Abgeordneten, steht das Recht des Wahl-
vorschlages jenem Landtagsklub zu, dem die antragstellenden Abgeordneten angehören.

2. Über eine Regierungsvorlage steht der Vorschlag für die Berichterstattung und deren Stellvertretung jenem 
Landtagsklub zu, dem das nach der Geschäftsverteilung zuständige Mitglied der Landesregierung angehört.“

14. § 34 Abs. 9 sowie Abs. 10 letzter Satz entfallen.

15. § 34 Abs. 12 entfällt.

16. § 36 Abs. 1 und 2 lauten:

„(1) Der Ausschuss hat das Ergebnis seiner Verhandlungen in einem Bericht an den Landtag zusammenzu-
fassen. Dieser ist schriftlich einzubringen (Schriftlicher Bericht), soweit der Ausschuss nicht anderes beschließt.

(2) Wenn eine Minderheit von wenigstens zwei Mitgliedern ein abgesondertes Gutachten abgeben will,  
hat sie das Recht, einen besonderen schriftlichen Bericht (Minderheitsbericht an den Landtag) einzubringen. 
Minderheitsberichte sind so rechtzeitig einzubringen, dass sie gleichzeitig mit den Hauptberichten veröffentlicht 
werden können.“

17. § 36 Abs. 3 entfällt.

18. Dem § 36 Abs. 4 erster Satz wird der Klammerausdruck „(Reassumierung)“ angefügt.

19. § 41 entfällt.

20. § 43 Abs. 1 lautet:

„(1) Eine mündliche Berichterstattung über schriftlich vorliegende Ausschuss- und Minderheitenberichte 
gemäß § 36 hat nicht zu erfolgen. Die Beratung dieser Berichte erfolgt am Ende der Tagesordnung, doch kann bei 
Festsetzung der Tagesordnung, wenn kein Einspruch erfolgt, hievon abgesehen werden (§ 39 Abs. 5 und § 40 
Abs. 2).“

21. § 43 Abs. 3 entfällt.

22. § 43 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Direktion des Landtages hat den Bericht samt einem allfälligen Minderheitsbericht nach dem Wort-
laut der Verhandlungsschrift des Ausschusses (§ 27) zu veröffentlichen.“
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23. § 44 lautet:

„§ 44

Aufrufung der Tagesordnungspunkte, Wechselrede

(1) Die Präsidentin/Der Präsident hat zu Beginn jedes Tagesordnungspunktes den jeweiligen Betreff zu 
 verlesen.

(2) Die Beratungen über die Verhandlungsgegenstände werden in einer Wechselrede durchgeführt.“

24. § 46 Abs. 4 zweiter Satz entfällt.

25. § 52 lautet:

„§ 52

Anträge zur Geschäftsbehandlung

(1) Bei Beratung eines Tagesordnungspunktes kann von zwei Abgeordneten unterfertigt der Antrag auf 
Vertagung oder Zurückverweisung an einen Ausschuss gestellt werden.

(2) Sonstige Anträge zur Geschäftsbehandlung brauchen nicht schriftlich eingebracht zu werden. Sie be -
dürfen keiner Unterstützung und können von der Präsidentin/vom Präsidenten auch ohne Wechselrede sogleich 
zur Abstimmung gebracht werden.“

26. § 56 lautet:

„§ 56

Wortmeldungen

(1) Niemand darf über denselben Gegenstand öfter als zweimal sprechen. 

(2) Werden mehrere Gegenstände zur gemeinsamen Wechselrede zusammengefasst, darf auch in dieser 
Wechselrede niemand öfter als zweimal sprechen.

(3) Will die Präsidentin/der Präsident als Rednerin/Redner das Wort nehmen, muss der Vorsitz verlassen 
werden. Dieser kann in der Regel erst nach Erledigung des Gegenstandes wieder eingenommen werden. 

(4) Abgeordneten ist es grundsätzlich nicht gestattet, schriftlich abgefasste Vorträge zu verlesen.“

27. In § 57 Abs. 1 wird die Zahl „40“ durch die Zahl „30“ ersetzt.

28. § 58 lautet:

„§ 58

Beschlussfähigkeit und Abstimmung

(1) Zu einem Beschluss des Landtages ist, soweit bundes- oder landesverfassungsgesetzlich oder in diesem 
Gesetz nicht anderes bestimmt ist, die Anwesenheit von wenigstens der Hälfte der Abgeordneten und die un bedingte 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen notwendig. Das Gleiche gilt für Wahlen im Landtag und in den Ausschüssen.

(2) Ein Landesverfassungsgesetz kann nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen 
beschlossen werden (Art. 27 Abs. 2 L-VG), ebenso die Geschäftsordnung des Landtages (Art. 25 L-VG).“

29. Nach § 58 wird folgender § 58a eingefügt:

„§ 58a

Beharrungsbeschluss

Gesetzesbeschlüsse des Landtages, die von der Bundesregierung beeinsprucht werden, dürfen nur kund-
gemacht werden, wenn der Landtag sie wiederholt (Art. 28 Abs. 2 L-VG).“
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30. Nach § 61 werden folgende §§ 61a und 61b eingefügt:

„§ 61a

Wahl der Mitglieder des Bundesrates

(1) Die Mitglieder des Bundesrates und ihre Ersatzmitglieder werden vom Landtag in seiner konstituie-
renden Sitzung gewählt. Die Wahl hat nach der Wahl der Organe des Landtages (Präsidium, Schriftführung und 
Ordnungsdienst) zu erfolgen.

(2) Die Aufteilung der zu vergebenden Bundesratsmandate auf die Landtagsparteien erfolgt nach der Wahl-
zahl. Diese ist von der Präsidentin/dem Präsidenten wie folgt zu ermitteln: Die Zahlen der auf die einzelnen 
Landtagsparteien entfallenden Landtagsmandate werden nach ihrer Größe geordnet nebeneinander geschrie-
ben. Unter jede solche Zahl wird deren Hälfte geschrieben, darunter das Drittel, das Viertel und nach Bedarf die 
weiter folgenden Teilzahlen. Als Wahlzahl gilt bei einem zu vergebenden Mandat die größte, bei zwei zu ver-
gebenden Mandaten die zweitgrößte, bei drei Mandaten die drittgrößte usw. der so angeschriebenen Zahlen. Die 
Zahl der auf die einzelnen Landtagsparteien entfallenden Landtagsmandate, geteilt durch die Wahlzahl, ergibt 
die Anzahl der Bundesratsmandate, für die die jeweilige Landtagspartei Wahlvorschläge einbringen kann. 

(3) Haben danach zwei oder mehrere Landtagsparteien den gleichen Anspruch auf ein Mandat, ist das Ver-
fahren nach Abs.2 auf Basis der auf die einzelnen Landtagsparteien entfallenden Stimmen durchzuführen. Haben 
auch dann zwei oder mehrere Parteien den gleichen Anspruch auf ein Mandat, entscheidet das Los. 

(4) Hätte nach dieser Mandatsaufteilung eine Landtagspartei Anspruch auf alle Bundesratsmandate, gebührt 
ein Mandat jener Landtagspartei, die die zweithöchste Anzahl von Sitzen im Landtag hat. Wenn hierbei mehrere 
Landtagsparteien die gleiche Anzahl von Sitzen haben, gebührt dieses Mandat jener Landtagspartei, die bei der 
Landtagswahl die zweithöchste Anzahl von Wählerstimmen erreicht hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet 
das Los.

(5) Entsprechend der gemäß Abs. 2 bis 4 ermittelten Mandatszahlen haben die Landtagsparteien Wahlvor-
schläge für ihre Mitglieder und Ersatzmitglieder des Bundesrates zu erstatten. Diese schriftlich einzubringenden 
Wahlvorschläge sind von zwei Abgeordneten der jeweils vorschlagsberechtigten Landtagspartei unterfertigt ein-
zubringen und von einer/einem dieser Abgeordneten zu verlesen. Auf Grund dieser Wahlvorschläge hat der 
Landtag die Wahlen zu vollziehen. Alle Stimmen, die den Wahlvorschlägen nicht entsprechen, sind ungültig.

(6) Abs. 5 gilt sinngemäß auch für die Nachwahl von Mitgliedern des Bundesrates während der Gesetz-
gebungsperiode.

§ 61b

Wahl der Landesregierung

(1) Die gesamte Landesregierung wird vom Landtag in einem Wahlgang gewählt. Die Wahl erfolgt nach  
der Wahl der Mitglieder des Bundesrates. In die Landesregierung kann nur gewählt werden, wer zum Landtag 
wählbar ist. 

(2) Die Wahl erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen, die so viele Personen enthalten müssen, wie die 
 Landesregierung Mitglieder haben soll. Eine der vorgeschlagenen Personen ist für das Amt der Landeshaupt-
frau/des Landeshauptmannes und je eine weitere Person für das Amt der/des ersten und gegebenenfalls der/des 
zweiten Landeshauptfrau-/Landeshauptmann-Stellvertreterin/Stellvertreters zu bezeichnen. Die Wahlvorschläge 
sind als solche der jeweiligen Landtagspartei/Landtagsparteien zu bezeichnen und schriftlich unterfertigt von 
mindestens zwei Abgeordneten einzubringen sowie von einer/einem dieser Abgeordneten zu verlesen.

(3) Über jeden Wahlvorschlag ist gesondert abzustimmen. Über die Reihenfolge der Abstimmung ent -
scheidet die Präsidentin/der Präsident. Erlangt ein Wahlvorschlag die unbedingte Mehrheit, ist über die rest-
lichen Wahlvorschläge nicht mehr abzustimmen.

(4) Die Stimmzettel müssen die Aufschrift ,Wahlvorschlag der Landtagspartei/Landtagsparteien‘ unter Bei-
fügung des Namens der Landtagspartei/der Namen der Landtagsparteien und der Wahlmöglichkeit ,ja‘ und 
,nein‘, jeweils versehen mit einem Kreis, enthalten. Die Abstimmung erfolgt über den Gesamtwahlvorschlag und 
nicht über einzelne Kandidatinnen/Kandidaten. Gültig sind nur jene Stimmen, die für oder gegen einen Gesamt-
wahlvorschlag abgegeben werden.

(5) Wird kein Wahlvorschlag eingebracht oder erlangt kein Wahlvorschlag die unbedingte Mehrheit, hat die 
Präsidentin/der Präsident, wenn eine rasche Einigung absehbar ist, die Landtagssitzung zu unterbrechen, sonst 
zu vertagen.
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(6) Die Nachwahl einzelner Regierungsmitglieder (Art. 37 Abs. 8 L-VG), die Wahl von Ersatzmitgliedern 
(Art. 37 Abs. 5 L-VG) sowie jeder Wechsel der Funktion innerhalb der Landesregierung erfolgt auf Grund eines 
Wahlvorschlags jener Landtagspartei/Landtagsparteien, auf Grund deren Wahlvorschlag die Landesregierung 
gewählt wurde. Abs. 2 gilt sinngemäß.“

31. Die Überschrift des § 62 lautet:

„Gemeinsame Bestimmungen für Wahlen im Plenum“

32. § 62 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 5 entfallen.

33. § 62 werden folgende Abs. 6 bis 8 angefügt:

„(6) Wird bei der ersten Wahl keine unbedingte Stimmenmehrheit erzielt, findet die engere Wahl statt. In 
diese kommen diejenigen, welche die meisten Stimmen erhielten, in der doppelten Anzahl der zu Wählenden.

(7) Haben mehrere gleich viele Stimmen, so entscheidet das Los, wer von ihnen in die engere Wahl kommt.

(8) Ergibt sich auch bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, so entscheidet ebenfalls das Los.“

34. § 63 entfällt.

35. § 69 lautet:

„§ 69

Befragung der Mitglieder der Landesregierung

(1) Abgeordnete können in Sitzungen des Landtages, ausgenommen Sondersitzungen gemäß Art. 15 Abs. 2 
und 5 L-VG, Anfragen an die Mitglieder der Landesregierung einbringen. Je Landtagsklub ist nur eine Anfrage 
je Sitzung zulässig. Erlaubt sind kurze Fragen im Sinn des § 65.

(2) Das befragte Mitglied der Landesregierung oder seine Vertretung gemäß der Geschäftsordnung für die 
Steiermärkische Landesregierung ist verpflichtet, die Anfrage mündlich in derselben Sitzung zu beantworten. 
Die Beantwortung hat so kurz und konkret zu erfolgen, wie es die Anfrage zulässt. Ist dem befragten Mitglied  
der Landesregierung die Erteilung der gewünschten Auskunft nicht möglich, ist dies in der Beantwortung zu 
begründen. Über die Beantwortung der Anfragen findet keine Wechselrede statt.

(3) Jede Anfrage darf nur eine konkrete Frage enthalten und nicht in mehrere Unterfragen geteilt sein. 
Anfragen, die diese Bedingungen nicht erfüllen, sind von der Präsidentin/vom Präsidenten vor Beginn der Land-
tagssitzung an die Fragestellerin/den Fragesteller zurückzustellen.

(4) Nach Beantwortung der Anfrage kann die Fragestellerin/der Fragesteller eine kurze mündliche Zusatz-
frage stellen. Die Zusatzfrage darf nur eine einzige, nicht unterteilte Frage enthalten. Zusatzfragen müssen mit 
der Hauptfrage in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen. Ist dies nicht der Fall, hat die Präsidentin/der 
Präsident die Zusatzfrage nicht zuzulassen.

(5) Eine Abgeordnete/Ein Abgeordneter kann ihre/seine Anfrage bis zum Aufruf in der Landtagssitzung 
zurückziehen. Die befragten Mitglieder der Landesregierung werden darüber verständigt.

(6) Die Anfragen sind bis spätestens 16 Uhr des zweiten Tages vor der Sitzung des Landtages, in der sie 
aufgerufen werden sollen, einzubringen. In diese Frist werden Samstage, Sonntage und gesetzliche Feiertage 
nicht eingerechnet.

(7) Die Präsidentin/Der Präsident reiht die zum Aufruf gelangenden Anfragen entsprechend ihrem Ein-
langen.

(8) Beim Aufruf ist die Frage von der Fragestellerin/vom Fragesteller mündlich zu wiederholen.“

36. § 70 entfällt.
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37. In § 71 Abs. 1 erster Satz wird der Verweis auf „Art. 13 Abs. 2 und 5 L-VG“ durch den Verweis auf 
„Art. 15 Abs. 2 und 5 L-VG“ ersetzt.

38. § 82a werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt:

„(7) Die Änderung des § 8 Abs. 1 und des § 36 Abs. 4 erster Satz, die Einfügung des § 1 Abs. 3 letzter Satz 
und des § 33 Abs. 1 letzter Satz sowie der Entfall des § 32 Abs. 6 und des § 46 Abs. 4 zweiter Satz durch die 
Novelle LGBl. Nr. 8/2012 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der 9. Februar 2012, in Kraft.

(8) Die Änderung des Inhaltsverzeichnisses, des § 10 Abs. 4, der §§ 11 und 12 Abs. 2, des § 25 Abs. 3, des  
§ 34 Abs. 5, des § 36 Abs. 1 und 2, des § 43 Abs. 1 und 4, der §§ 44, 52, 56 und 57 Abs. 1, des § 58, der Überschrift 
des § 62, der §§ 69 und 71 Abs. 1 erster Satz sowie die Einfügung des § 12 Abs. 1 letzter Satz, des § 32 Abs. 4 
zweiter und dritter Satz, der §§ 58a, 61a, 61b und 62 Abs. 6 bis 8 sowie der Entfall des § 12 Abs. 3, des § 34  
Abs. 9, Abs. 10 letzter Satz und Abs. 12, des § 36 Abs. 3, der §§ 41 und 43 Abs. 3, des § 62 Abs. 1 letzter Satz und 
Abs. 5, der §§ 63 und 70 durch die Novelle LGBl. Nr. 8/2012 treten mit Beginn der der Kundmachung dieses 
Gesetzes folgenden Gesetzgebungsperiode in Kraft. Dieser Zeitpunkt ist von der Präsidentin/vom Präsidenten 
des Landtages in der Grazer Zeitung und im Internet kundzumachen.“

Artikel 3

Änderung des Steiermärkischen Volksrechtegesetzes

Das Steiermärkische Volksrechtegesetz, LGBl. Nr. 87/1986, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 77/2010, wird 
wie folgt geändert:

1. § 110 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Eingabe muss ein Begehren oder eine Anregung allgemeiner Art zum Gegenstand haben. Sie muss 
den Namen, die Adresse und die eigenhändige Unterschrift der Petitionswerberinnen/Petitionswerber ent halten. 
Im Hinblick auf § 32 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Landtages Steiermark 2005, LGBl. Nr. 82/2005, in der 
jeweils geltenden Fassung, muss die Eingabe den Vor- und Familien- oder Nachnamen und das Geburts datum 
der Petitionswerberinnen/Petitionswerber sowie deren Adresse des Wohnsitzes in der Steiermark und deren 
eigenhändige Unterschrift enthalten.“

2. Dem § 195 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Die Änderung des § 110 Abs. 2 durch die Novelle LGBl. Nr. 8/2012 tritt mit Beginn der der Kund-
machung dieses Gesetzes folgenden Gesetzgebungsperiode in Kraft. Dieser Zeitpunkt ist von der Präsidentin/
vom  Präsidenten des Landtages in der Grazer Zeitung und im Internet kundzumachen.“

Artikel 4

Änderung des Statuts der Landeshauptstadt Graz 1967

Das Statut der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBl. Nr. 130/1967, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 42/2010, 
wird wie folgt geändert:

1. § 15 Abs. 1 und 2 lauten:

„(1) Der Gemeinderat besteht aus 48 Mitgliedern.

(2) Die Mitglieder des Gemeinderates werden auf Grund des gleichen, unmittelbaren, freien, geheimen und 
persönlichen Verhältniswahlrechtes gewählt.“
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2. § 26 erster Satz lautet:

„Der Stadtsenat besteht aus sieben Mitgliedern.“

3. § 27 Abs. 3 erster Satz lautet:

„Vor Beginn der Wahlhandlung sind die sieben Stadtsenatssitze auf die einzelnen Wahlparteien mittels der 
Wahlzahl aufzuteilen.“

4. § 27 Abs. 3 vierter Satz lautet:

„Als Wahlzahl gilt die siebentgrößte der so angeschriebenen Zahlen.“

5. § 64 Abs. 3 lautet:

„(3) Der Stadtsenat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder geschäftsordnungsgemäß einberufen 
 wurden und mindestens vier Mitglieder anwesend sind.“

6. § 98 Abs. 6 Z. 1 lautet:

„1. von mindestens sechs Mitgliedern des Gemeinderates,“

7. Dem § 112 wird folgender § 113 angefügt:

„§ 113

Inkrafttreten der Novelle LGBl. Nr. 8/2012

(1) Die Änderung des § 15 Abs. 1 und 2 durch die Novelle LGBl. Nr. 8/2012 tritt mit dem der Kundmachung 
folgenden Tag, das ist der 9. Februar 2012, in Kraft und ist erstmals bei der dem Inkrafttreten folgenden Wahl des 
 Ge meinderates anzuwenden. Bis zur Konstituierung dieses neugewählten Gemeinderates besteht der Gemeinde-
rat weiterhin aus 56 Mitgliedern. 

(2) Die Änderung des § 26 erster Satz, des § 27 Abs. 3 erster und vierter Satz, des § 64 Abs. 3 und des § 98 
Abs. 6 Z. 1 durch die Novelle LGBl. Nr. 8/2012 tritt mit Beginn der der Kundmachung dieses Gesetzes folgenden 
Funktionsperiode des Gemeinderates in Kraft. Dieser Zeitpunkt ist von der Bürgermeisterin/vom Bürgermeister 
im Amtsblatt der Stadt Graz kundzumachen.“

Artikel 5

Änderung des Steiermärkischen Kontrollinitiativegesetzes

Das Steiermärkische Kontrollinitiativegesetz, LGBl. Nr. 22/1990, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 81/2010, 
wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 und 2 lauten:

„(1) Die Kontrollinitiative ist das Recht der Landesbürgerinnen/Landesbürger, die Durchführung einer 
Gebarungskontrolle durch den Landesrechnungshof zu beantragen (Art. 51 Abs. 3 L-VG).

(2) Der Gebarungskontrolle durch den Landesrechnungshof unterliegen die in Art. 50 Abs. 1 L-VG ge -
nannten Kontrollobjekte.“

2. § 6 Abs. 1 lautet:

„(1) Der vom Landesrechnungshof zu erstellende Bericht über die Gebarungskontrolle ist neben den in  
Art. 52 Abs. 1 und 2 L-VG genannten Organen auch dem Zustellungsbevollmächtigten zu übermitteln.“
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3. Der bisherige § 9a erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. Dem Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Änderung des § 1 Abs. 1 und 2 und des § 6 Abs. 1 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, 
das ist der 9. Februar 2012, in Kraft.“

 Landeshauptmann Erster Landeshauptmannstellvertreter
 Vo v e s   S c h ü t z e n h ö f e r
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